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Artikel 11)

Änderung des Hessischen Privatrund-
funkgesetzes

Das Hessische Privatrundfunkgesetz in
der Fassung vom 25. Januar 1995 (GVBl. I
S. 87), zuletzt geändert durch Gesetz vom
28. Februar 2005 (GVBl. I S. 118), wird
wie folgt geändert: 

1. Die Übersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 43 wird Fol-
gendes eingefügt:

„§ 43a  Überprüfungsklausel“.

b) Die Überschrift des Achten Ab-
schnitts erhält folgende Fassung:

„Hessische Landesanstalt für priva-
ten Rundfunk und neue Medien“.

c) Die Angaben zu den §§ 62 bis 64
erhalten folgende Fassung:

„§ 62 (aufgehoben)

§ 63 (aufgehoben)

§ 64 (aufgehoben)“.

d) Die Angabe zu § 67 erhält folgende
Fassung:

„§ 67 (aufgehoben)“.

e) Die Angabe zu § 68 erhält folgende
Fassung:

„§ 68 Inkrafttreten, Außerkrafttre-
ten“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dieses Gesetz gilt für die
Veranstaltung und Verbreitung pri-
vaten Rundfunks (Hörfunk und
Fernsehen), für die Weiterverbrei-
tung von Rundfunkprogrammen
und dem Rundfunk vergleichbaren
Telemedien (Telemedien, die an die
Allgemeinheit gerichtet sind), für
die Durchführung von Modellversu-
chen mit neuen Rundfunkübertra-
gungstechniken und für die Zuord-
nung von Frequenzen an die Lan-
desanstalt, den Hessischen Rund-
funk, das Zweite Deutsche Fernse-
hen und das Deutschlandradio.“

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Der Landesanstalt stehen
den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkveranstaltern gegenüber keine
Befugnisse zu; die §§ 42 und 43, 
§ 57 Abs. 3 und 4 und § 67a Abs. 4
bleiben unberührt.“

3. In § 2 Abs. 1 wird der Punkt am Ende
von Nr. 8 durch ein Komma ersetzt
und werden als Nr. 9 bis 11 angefügt:

„9. Rundfunkstaatsvertrag: Art. 1
des Staatsvertrages über den
Rundfunk im vereinten Deutsch-
land vom 31. August 1991
(GVBl. I S. 370) in der jeweils
geltenden Fassung,

10. Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrag: Art. 5 des Staatsvertra-
ges über den Rundfunk im ver-
einten Deutschland vom 31. Au-
gust 1991 (GVBl. I S. 397) in der
jeweils geltenden Fassung, 

11. Jugendmedienschutz-Staatsver-
trag: der Staatsvertrag über den
Schutz der Menschenwürde und
den Jugendschutz in Rundfunk
und Telemedien vom 27. Sep-
tember 2002 (GVBl. I S. 779) in
der jeweils geltenden Fassung.“

3a. § 2 Abs. 2 Nr. 8 erhält folgende Fas-
sung:

„Landesanstalt: die Hessische Landes-
anstalt für privaten Rundfunk und
neue Medien,“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Zuordnung der dem
Land zustehenden freien terrestri-
schen Frequenzen an den Hessi-
schen Rundfunk, das Zweite Deut-
sche Fernsehen, das Deutschland-
radio und die Landesanstalt (Be-
darfsträger) erfolgt nach Maßgabe
der Abs. 2 bis 9. Für die Zuordnung
von Satellitenkanälen gelten § 51
des Rundfunkstaatsvertrages sowie
§ 10 Abs. 1; für die Belegung der
Kabelanlagen gelten die §§ 42 und
43.“

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Durch die Zuordnung freier Fre-
quenzen soll auch die Digitalisie-
rung bisher analog genutzter Fre-
quenzen gefördert werden."

c) Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Stehen dem Land freie Fre-
quenzen zur Verfügung, wirkt die
oberste Landesbehörde darauf hin,
dass sich die in Betracht kommen-
den Bedarfsträger über die Zuord-
nung nach Maßgabe des Abs. 2 ei-
nigen. Die oberste Landesbehörde
ordnet die Frequenzen entspre-
chend der Einigung zu.“

Der Landtag hat  das folgende Gesetz beschlossen:

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Privatrundfunkgesetzes und

des Gesetzes über den Hessischen Rundfunk

Vom 5. Juni 2007

1) Ändert GVBl. II 74-13
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d) Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die oberste Landesbehörde
wirkt darauf hin, dass die Bedarfs-
träger die ihnen zustehenden Fre-
quenzen möglichst ökonomisch ein-
setzen. Sie unterstützt die Bedarfs-
träger darin, durch einen Abbau
von Doppelversorgungen öffentlich-
rechtlicher und privater Hörfunk-
programme vorhandene Frequenz-
Ressourcen besser auszunutzen.
Zur Vorbereitung einer Zuordnung
neuer Frequenzen soll der Bedarfs-
träger, der die Zuordnung einer
Frequenz begehrt, nachweisen,
dass diese Frequenz zur Verbesse-
rung einer andernfalls unzureichen-
den Versorgung erforderlich ist.“

e) Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Die oberste Landesbehörde stimmt
Frequenz- und Senderstandortver-
lagerungen im Interesse der ökono-
mischen Nutzung von Frequenzen
mit den betroffenen anderen Län-
dern ab.“

f) Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Verzichtet ein Bedarfsträger
auf eine ihm nach diesem Gesetz
zugeordnete Frequenz oder beab-
sichtigt er, eine solche Frequenz für
ein anderes Rundfunkprogramm
oder abweichend von der Zuord-
nungsentscheidung zu nutzen,
kann die Frequenz nach Maßgabe
von Abs. 2 bis 4 ganz oder teilweise
anderweitig zugeordnet werden.
Ändern sich technische Merkmale
einer bereits zugeordneten Fre-
quenz, ohne dass hiermit eine nen-
nenswerte Veränderung des Versor-
gungsgebietes verbunden ist, kann
bei Einvernehmen der Bedarfsträ-
ger auf eine neue Zuordnung der
Frequenz verzichtet werden. Die
oberste Landesbehörde stellt dieses
Einvernehmen fest.“

g) Abs. 9 Satz 1 und 2 erhält folgende
Fassung:

„Können Frequenzen zur Nutzung
digitaler Rundfunkübertragungs-
techniken nur blockweise zugeord-
net werden, kann die Zuordnung
eines Frequenzblocks mit der Auf-
lage verbunden werden, die Nut-
zung einzelner Übertragungsein-
heiten innerhalb des Blocks durch
andere Bedarfsträger zu ermögli-
chen. Abs. 3 gilt entsprechend.“

h) Abs. 10 erhält folgende Fassung:

„(10) Die Bedarfsträger teilen
der obersten Landesbehörde auf
Verlangen den aktuellen Stand der
Nutzung von Frequenzen mit. Sie
kann die Zuordnung von Frequen-
zen widerrufen, sofern sie binnen
18 Monaten nach der Zuordnung
oder der Zuweisung durch die Lan-
desanstalt nicht genutzt werden
und ein anderer Bedarfsträger ei-
nen entsprechenden Bedarf geltend

macht. Gleiches gilt, sofern die Nut-
zung einer Frequenz über einen
Zeitraum von mehr als einem Jahr
ausgesetzt wird und ein anderer
Bedarfsträger einen entsprechen-
den Bedarf geltend macht. Eine
Entschädigung findet nicht statt.
Für die Neuzuordnung einer sol-
chen Frequenz gelten Abs. 2 bis 4.“

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Landesanstalt schreibt
die ihr zugeordneten terrestrischen
Frequenzen für die Veranstaltung
von Rundfunk und dem Rundfunk
vergleichbaren Telemedien im
Staatsanzeiger für das Land Hessen
aus. Sollen Frequenzen genutzt
werden, um Versorgungslücken be-
stehender Programme zu schließen,
kann auf eine Ausschreibung ver-
zichtet werden. Mehrere freie Fern-
sehfrequenzen können zur Nutzung
durch einen Veranstalter ausge-
schrieben werden, sofern eine Nut-
zung einzelner Frequenzen wegen
zu geringer Reichweiten nicht zu
erwarten ist. Die Landesanstalt setzt
für den Antrag auf Zulassung eine
Frist von mindestens einem Monat.
Anträge auf Zulassung können erst
nach der Ausschreibung im Staats-
anzeiger gestellt werden.“

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die Veranstaltung von Re-
gionalfensterprogrammen (§ 25
Abs. 4 des Rundfunkstaatsvertra-
ges, § 12 Abs. 4 Satz 3) kann die
Landesanstalt gleichfalls im Staats-
anzeiger für das Land Hessen aus-
schreiben. Sie setzt für den Antrag
auf Zulassung eine Frist von min-
destens einem Monat. Abs. 2 Satz 5
gilt entsprechend. Dem Fensterpro-
grammveranstalter ist eine geson-
derte Zulassung zu erteilen.“

6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende
Fassung:

„1. unbeschränkt geschäftsfähig ist,
die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter nicht durch
Richterspruch verloren und das
Grundrecht der freien Mei-
nungsäußerung (Art. 11 der Ver-
fassung des Landes Hessen, Art. 5
Abs. 1 des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutsch-
land) nicht verwirkt hat (Art. 146
Abs. 2 der Verfassung des Lan-
des Hessen, Art. 18 des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland),“.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. gesetzlichen Vertretern der
nach Nr. 1 ausgeschlosse-
nen juristischen Personen
des öffentlichen Rechts so-
wie Personen, die in leiten-
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der Stellung in einem Ar-
beits- oder Dienstverhältnis
zu diesen juristischen Perso-
nen stehen,“.

bb) Nr. 7 erhält folgende Fassung:

„7. Personen oder Personenver-
einigungen, die nach § 15 in
Verbindung mit § 26 Abs. 3
des Rundfunkstaatsvertra-
ges keine Zulassung erhal-
ten können.“

c) In Abs. 5 werden die Worte „aus
dem“ durch die Worte „aus denen“
ersetzt.

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Geplante Veränderungen
der nach § 7 Abs. 1 getroffenen
Festlegungen sind der Landesan-
stalt vor ihrem Vollzug anzuzeigen.
Veränderungen des Programmsche-
mas, der Programmdauer oder der
Beteiligungsverhältnisse dürfen nur
genehmigt werden, wenn unter den
veränderten Voraussetzungen eine
Zulassung erteilt werden könnte.“

c) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die §§ 21 und 22 des Rund-
funkstaatsvertrages finden entspre-
chende Anwendung.“

8. Dem § 9 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Bei der Zuweisung digitaler
terrestrischer Frequenzen, die die
Verbreitung einer Mehrzahl von Pro-
grammen über eine Frequenz ermög-
lichen, kann die Landesanstalt durch
die Bildung von Angebotskategorien
vorgeben, wie in der Gesamtheit des
Angebots den Auswahlgrundsätzen
von Abs. 2 und 3 Rechnung zu tragen
ist.“

9. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 9 Abs. 1
bis 3“ durch die Angabe „§ 9“ er-
setzt.

b) Abs. 5 wird aufgehoben.

10. § 11 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Hat die Landesanstalt zweimal auf
Rechtsverstöße nach Abs. 1 Satz 1
hingewiesen oder hat sie einen
schwerwiegenden Rechtsverstoß nach
Abs. 1 Satz 2 beanstandet, so kann sie
bei Fortdauer des Rechtsverstoßes
oder bei einem weiteren Rechtsver-
stoß im Sinne des Abs. 1 Satz 1 oder 2
zugleich anordnen, dass die Verbrei-
tung des Programms für einen Zeit-
raum bis zu einem Monat unter-
bleibt.“

11. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) In Hessen findet ein ganztä-
giges landesweites Hörfunkvollpro-
gramm statt, das über UKW-Fre-

quenzen verbreitet wird. Der Ver-
anstalter dieses Programms hat im
Rahmen der bereitgestellten UKW-
Frequenzen die vollständige und
gleichwertige Versorgung des Lan-
des mit dem Programm sicherzu-
stellen. Zusätzliche freie UKW-Fre-
quenzen können zugewiesen wer-
den:

1. An Veranstalter bundesweit ver-
breiteter Hörfunkprogramme;
dem Veranstalter des Hörfunk-
programms nach Satz 1 dürfen
UKW-Frequenzen für maximal
zwei weitere bundesweit ver-
breitete Programme zugewiesen
werden. Seine Befugnis, für aus-
schließlich digital verbreitete
Hörfunkprogramme eine Zulas-
sung nach Abs. 7 Satz 2 zu bean-
tragen, bleibt unberührt. 

2. An Veranstalter eines Hörfunk-
Spartenprogramms mit dem
Schwerpunkt Wirtschaftsbericht-
erstattung. Entsprechende Sen-
dungen sollen in der Zeit von
06.00 bis 22.00 Uhr einen we-
sentlichen Schwerpunkt bilden;
das Nähere regelt die Landesan-
stalt.

3. Für die Veranstaltung nicht kom-
merziellen lokalen Hörfunks.

Die Landesanstalt stellt einen Nut-
zungsplan auf und legt die Verbrei-
tungsgebiete durch Satzung fest.“

b) Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„Für Fernsehprogramme nicht
benötigte Frequenzen können An-
bietern von dem Rundfunk ver-
gleichbaren Telemedien zugewie-
sen werden.“

c) In Abs. 6 Satz 2 wird die Angabe
„Mediendiensten“ durch die Anga-
be „dem Rundfunk vergleichbaren
Telemedien“ ersetzt.

d) Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Landesanstalt kann darü-
ber hinaus Veranstaltern bun-
desweiter, landesweiter, regio-
naler oder lokaler Hörfunkpro-
gramme eine Zulassung zur di-
gitalen Verbreitung ihrer Pro-
gramme erteilen.“

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz
eingefügt:

„Die Nutzung einer Frequenz
in digitaler Technik begründet
keinen Anspruch, das Pro-
gramm auch über UKW-Stütz-
frequenzen zu verbreiten.“

12. In § 15 wird die Angabe „§§ 23 bis
37“ durch die Angabe „§§ 25 bis 37“
ersetzt.

13. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:
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„In der Anbietergemeinschaft sol-
len insbesondere Mitglieder aus fol-
genden Bereichen vertreten sein:

1. Unternehmen, die über Erfah-
rungen in der Produktion von
Fernsehprogrammen oder über
Erfahrungen auf medienrelevan-
ten verwandten Märkten verfü-
gen,

2. Unternehmen mit Sitz im Sende-
gebiet, die dort periodisch er-
scheinende Druckwerke mit
meinungsrelevanten Inhalten
verbreiten,

3. Unternehmen, die einen sonsti-
gen lokalen Bezug zum Sende-
gebiet haben.“

b) Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

„(2) Verleger von periodisch er-
scheinenden Druckwerken und Un-
ternehmen, an denen Verleger von
periodisch erscheinenden Druck-
werken mit mehr als 25 vom Hun-
dert der Kapital- oder Stimmrechts-
anteile beteiligt sind, dürfen sich
insgesamt mit bis zu 49 vom Hun-
dert der Kapital- oder Stimmrechts-
anteile an der Anbietergemein-
schaft beteiligen.

(3) Sind in der Anbietergemein-
schaft Mitglieder aus sämtlichen
der in Abs. 1 Satz 2 genannten Be-
reiche vertreten, dürfen sich Unter-
nehmen im Sinne des Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 nur mit 49 vom Hundert der
Kapital- oder Stimmrechtsanteile an
der Anbietergemeinschaft beteili-
gen.“

14. § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19

Unzulässige Sendungen, Jugend-
schutz, Kurzberichterstattung, 

Übertragung von Großereignissen,
Europäische Produktionen, Eigen-,

Auftrags- und Gemeinschafts-
produktionen, Zugangsfreiheit

Hinsichtlich der unzulässigen Sen-
dungen, des Jugendschutzes, der
Kurzberichterstattung, der Übertra-
gung von Großereignissen, der Eu-
ropäischen Produktionen, Eigen-, Auf-
trags- und Gemeinschaftsproduktio-
nen und der Zugangsfreiheit finden
die Vorschriften des Rundfunkstaats-
vertrages und des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages Anwendung.“

15. § 26 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Veranstalter ist verpflichtet, der
Landesanstalt die in Art. 6 Abs. 2 des
Europäischen Übereinkommens über
das grenzüberschreitende Fernsehen
vom 5. Mai 1989 (GVBl. 1992 I S. 403),
geändert durch das Protokoll zur Än-
derung des Europäischen Überein-
kommens über das grenzüberschrei-
tende Fernsehen vom 9. September
1998 (GVBl. 1999 I S. 443), in seiner
jeweils geltenden Fassung aufgeführ-

ten Informationen auf Verlangen zur
Verfügung zu stellen.“

16. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „in der
jeweils geltenden Fassung“ gestri-
chen.

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Für regionale und lokale
Fernsehprogramme im Sinne von 
§ 12 Abs. 5 und Abs. 6 Satz 3 kann
die Landesanstalt Ausnahmen von
den Bestimmungen des § 7 Abs. 4
Satz 2, des § 44 Abs. 3 bis 5 sowie
der §§ 45 und 45a des Rundfunk-
staatsvertrages zulassen. Bei der
Einfügung von Werbung und Tele-
shopping-Spots in laufende Sen-
dungen dürfen der Gesamtzusam-
menhang und der Charakter der
Sendung namentlich mit Blick auf
die Länge der Sendung nicht beein-
trächtigt werden. Das Nähere regelt
die Landesanstalt durch Satzung.“

17. § 38 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Landesanstalt kann in Kabelan-
lagen lokal begrenzt Offene Kanäle
Fernsehen einrichten.“

18. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Betreiber einer in analo-
ger Technik betriebenen Kabelanla-
ge hat Fernsehprogramme in fol-
gender Rangfolge den Kabelan-
schlüssen zuzuführen:

1. die der Grundversorgung des
Landes dienenden Fernsehpro-
gramme und die für das Land
gesetzlich bestimmten Fernseh-
programme,

2. die aufgrund dieses Gesetzes zu-
gelassenen Fernsehprogramme,
die landesbezogene oder regio-
nale Informationen enthalten,
die Fernsehprogramme, die lan-
desbezogene Regionalfenster
nach § 12 Abs. 4 Satz 3 enthal-
ten, sowie die Offenen Kanäle,

3. die sonstigen bundesweit heran-
geführten Fernsehprogramme,
die in Modellversuchen nach 
§ 67a erprobten Fernsehpro-
gramme sowie die dem Rund-
funk vergleichbaren Telemedi-
en.“

b) Als Abs. 2 und 3 werden eingefügt:

„(2) Der Betreiber einer Kabel-
anlage kann unbeschadet der Re-
gelung des Abs. 1 Nr. 1 und 2 über
die Belegung von bis zu fünf
Kanälen im Rahmen der allgemei-
nen Gesetze frei entscheiden. § 44
findet Anwendung.

(3) Die Landesanstalt entschei-
det über die Belegung der Kabelan-
lage auf Vorschlag des Betreibers
der Kabelanlage und, soweit Fern-
sehprogramme des Hessischen
Rundfunks und des Zweiten Deut-
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schen Fernsehens betroffen sind, im
Benehmen mit diesen nach Maßga-
be des Abs. 1 sowie der folgenden
Bestimmungen. Bei Fernsehpro-
grammen nach Abs. 1 Nr. 3 sind zur
Gewährleistung von Meinungs-
und Angebotsvielfalt der in der Ka-
belanlage weiterverbreiteten Pro-
gramme insbesondere folgende
Programmgruppen zu berücksichti-
gen:

1. andere Dritte Fernsehprogram-
me des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks, von denen mindes-
tens zwei unter Berücksichti-
gung länderübergreifender Kom-
munikationräume einzuspeisen
sind,

2. sonstige Vollprogramme,

3. Spartenprogramme Information
und Bildung sowie fremdspra-
chige Programme,

4. Spartenprogramme Unterhal-
tung, Musik und Sport.

Dem Rundfunk vergleichbare Tele-
medien sind gleichfalls angemessen
zu berücksichtigen. Die Grundsätze
der Kanalbelegung regelt die Lan-
desanstalt durch Satzung.“

c) Die bisherigen Abs. 2 bis 7 werden
Abs. 4 bis 9.

d) In dem neuen Abs. 4 wird die An-
gabe „Abs. 1 Nr. 5“ durch die An-
gabe „Abs. 1 Nr. 3“ ersetzt.

e) In dem neuen Abs. 7 wird die An-
gabe „Abs. 1 Nr. 3 bis 5“ durch die
Angabe „Abs. 1 Nr. 3“ ersetzt.

f) In dem neuen Abs. 8 wird die An-
gabe „Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 3“
durch die Angabe „Abs. 1 Nr. 1
oder 2“ ersetzt.

g) Der neue Abs. 9 erhält folgende
Fassung:

„(9) Für Veranstalter, deren Pro-
gramm aufgrund einer Rangfolge-
entscheidung nicht mehr in eine
Kabelanlage eingespeist werden
kann, kann die Landesanstalt Über-
gangsfristen bis zu sechs Monaten
festsetzen. § 11 Abs. 6 gilt entspre-
chend.“

h) Als Abs. 10 wird angefügt:

„(10) Die Landesanstalt ent-
scheidet über die Belegung einer
Kabelanlage mit Hörfunkprogram-
men auf Vorschlag des Kabelanla-
genbetreibers unter entsprechender
Anwendung der in Abs. 1 und 3 ge-
nannten Kriterien. Die der Grund-
versorgung des Landes dienenden
Hörfunkprogramme, die gesetzlich
bestimmten Hörfunkprogramme
und die aufgrund dieses Gesetzes
zugelassenen Hörfunkprogramme
sind den Kabelanlagen vorrangig
zuzuführen. Soweit Hörfunkpro-
gramme des Hessischen Rundfunks
oder des Deutschlandradios betrof-
fen sind, stellt sie mit diesen das

Benehmen her. Sehen Hörfunkpro-
gramme regionale Auseinander-
schaltungen vor, ist, soweit dies
technisch möglich und wirtschaft-
lich vertretbar ist, für eine regional
richtige Einspeisung der Sendesig-
nale Sorge zu tragen.“

19. § 43 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 42 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 und 3“
durch die Angabe „§ 42 Abs. 1 Nr. 3
in Verbindung mit Abs. 3“ ersetzt.

b) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe 
„§ 42 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 und 3 und
Nr. 5“ durch die Angabe „§ 42 
Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit 
Abs. 3“ ersetzt.

c) Als Abs. 4  wird angefügt:

„(4)  Die Landesanstalt unter-
stützt und begleitet die Umstellung
der analogen auf die digitale Über-
tragungstechnik. Der Kabelanla-
genbetreiber kann im Benehmen
mit den davon betroffenen Pro-
grammanbietern und mit Einwilli-
gung der Landesanstalt analoge
Kanäle, die nicht für die Verbrei-
tung der in § 42 Abs. 1 Nr. 1 und 2,
Abs. 10 Satz 2 aufgeführten Pro-
gramme benötigt werden, digitali-
sieren. Die Landesanstalt wirkt dar-
auf hin, dass durch das Zusammen-
spiel der verschiedenen Übertra-
gungswege die Versorgung mit ei-
nem vielfältigen Angebot an Pro-
grammen unter Berücksichtigung
auch von dem Rundfunk vergleich-
baren Telemedien zu angemesse-
nen Bedingungen gewährleistet
wird. Das Nähere zur Förderung
der Umstellung auf die digitale
Übertragungstechnik regelt die
Landesanstalt durch Satzung.“

20. Nach § 43 wird als § 43a eingefügt:

„§ 43a

Überprüfungsklausel

Die §§ 42 und 43 werden regel-
mäßig alle drei Jahre, erstmals zum
31. Dezember 2009, entsprechend 
Art. 31 Abs. 1 der Richtlinie 2002/22/EG
des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 7. März 2002 über den Uni-
versaldienst und Nutzerrechte bei
elektronischen Kommunikationsnet-
zen und -diensten – Universaldienst-
richtlinie – (ABl. EG Nr. L 108 S. 51)
evaluiert. Die Evaluation erfolgt je-
weils auf der Grundlage eines Erfah-
rungsberichtes der Landesanstalt.“

21. § 46 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „des Abs. 2 und 3“
wird durch die Angabe „der
Abs. 2 und 3“ ersetzt.

bb) In Nr. 3 wird die Angabe „(§ 42)“
durch die Angabe „(§§ 42, 43)“
ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 3 Nr. 1 wird die Angabe
„Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5“ durch
die Angabe „Abs. 1 Nr. 1 und
2“ und in Satz 3 Nr. 2 wird die
Angabe „§ 42“ durch die Anga-
be „§§ 42 und 43“ ersetzt.

bb) Satz 5 erhält folgende Fassung:

„Eine Entschädigung findet
nicht statt.“

21a. Die Überschrift des Achten Ab-
schnitts wird wie folgt gefasst:

„Hessische Landesanstalt für priva-
ten Rundfunk und neue Medien“

21b. § 48 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende
Fassung:

„Die Aufgaben nach diesem Gesetz
nimmt die Hessische Landesanstalt
für privaten Rundfunk und neue
Medien wahr.“

22. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 6 erhält folgende Fassung:

„6. über die Einrichtung und
Förderung nichtkommerzi-
ellen lokalen Hörfunks, Of-
fener Kanäle und sonstiger
Projekte zur Förderung der
Medienkompetenz (§ 57
Abs. 2 Satz 2  Buchst. c) zu
entscheiden und Verbrei-
tungsgebiete und Nutzung
der Offenen Kanäle und
des nichtkommerziellen lo-
kalen Hörfunks durch Sat-
zung zu regeln,“

bb) Nr. 7 erhält folgende Fassung:

„7. über die Förderung landes-
rechtlich gebotener techni-
scher Infrastruktur zur Ver-
sorgung des Landes mit
Rundfunkprogrammen (§ 57
Abs. 2 Satz 2 Buchst. a), die
Förderung von Projekten
für neuartige Rundfunk-
übertragungstechniken (§ 57
Abs. 2 Satz 2 Buchst. b) 
und Maßnahmen zur För-
derung des Medienstand-
ortes Hessen (§ 57 Abs. 2 
Satz 2 Buchst. d) zu ent-
scheiden,“

cc) In Nr. 9 wird die Angabe „(§ 42
Abs. 7 Satz 1 und 2)“ durch die
Angabe „(§ 42 Abs. 3)“ und die
Angabe „(§ 42 Abs. 7 Satz 3)“
durch die Angabe „(§ 42 Abs. 3
Satz 4)“ ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 wird aufgehoben.

bb) Nr. 4 wird zu Nr. 3.

23. § 56 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die personalvertretungsrechtli-
chen Aufgaben der obersten Dienst-
behörde nimmt der Direktor der Lan-
desanstalt wahr.“

24. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Landesanstalt erhält zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach die-
sem Gesetz 62,5 vom Hundert des
Anteils an der Rundfunkgebühr
nach § 40 Abs. 1 des Rundfunk-
staatsvertrages in Verbindung mit 
§ 10 des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages. Neben der Finan-
zierung ihrer Zulassungs- und Auf-
sichtsfunktionen im Sinne des § 40
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Rundfunk-
staatsvertrages kann sie die Mittel
für folgende Zwecke einsetzen:

a) Bis zum 31. Dezember 2010
kann sie Mittel zur Förderung
landesrechtlich gebotener tech-
nischer Infrastruktur zur Versor-
gung des Landes mit Rundfunk-
programmen einsetzen. 

b) Jeweils zeitlich befristet kann sie
Projekte für neuartige Rund-
funkübertragungstechniken för-
dern. 

c) Die Landesanstalt kann Offene
Kanäle, nicht kommerziellen lo-
kalen Hörfunk sowie sonstige
Projekte zur Vermittlung von
Medienkompetenz fördern oder
in eigener Trägerschaft betrei-
ben.

d) Zur Förderung des Medienstand-
ortes Hessen kann die Landes-
anstalt im Rahmen ihrer gesetzli-
chen Aufgaben Veranstaltungen
mit Medienbezug ausrichten
und sich an medienbezogenen
Veranstaltungen und Projekten
Dritter beteiligen. 

Die Landesanstalt entscheidet über
die Verteilung der Mittel auf einzel-
ne Förderzwecke nach Maßgabe ih-
rer jeweils gesetzten Aufgaben-
schwerpunkte. Für Förderzwecke
nach Satz 2 Buchst. c) dürfen bis zu
70 vom Hundert der für Fördermaß-
nahmen nach Buchst. a) bis d) ins-
gesamt veranschlagten Mittel ein-
gesetzt werden. Die für die einzel-
nen Förderzwecke veranschlagten
Mittel weist die Landesanstalt im
Haushaltsplan entsprechend der
Aufgabenzuweisung nach Satz 2
aus.“

b) In Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe
„Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b“ durch die
Angabe „Abs. 2 Satz 2 Buchst. a“
ersetzt.

c) Als Abs. 7 wird angefügt:

„(7) Die Landesanstalt kann zur
Überbrückung von Liquiditätseng-
pässen, die zu Beginn eines neuen
Haushaltsjahres auftreten könnten,
eine Betriebsmittelrücklage bis zur
Höhe eines Betrages von 385 000
Euro bilden, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer vertraglichen Verpflich-
tungen erforderlich ist. Die Bildung
freier Rücklagen ist unzulässig.“
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25. § 59 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„Der Haushaltsplan sowie über- und
außerplanmäßige Ausgaben bedürfen
der Genehmigung.“

26. Die §§ 62 bis 64 werden aufgehoben.

27. § 66 Abs. 1 bis 3 erhalten folgende
Fassung:

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 4 Abs. 1 Rundfunk ohne
Zulassung veranstaltet, 

2. den Mitwirkungspflichten des § 8
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht
vollständig nachkommt, 

3. als Veranstalter oder verantwortli-
cher Redakteur vorsätzlich oder
fahrlässig entgegen § 25 Abs. 1 der
Verpflichtung zur Angabe des Ver-
anstalters und des verantwortlichen
Redakteurs nicht nachkommt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch,
wer als Veranstalter von privatem
Rundfunk in Hessen vorsätzlich oder
fahrlässig einen der in § 49 Abs. 1
Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages
bezeichneten Verstöße begeht.

(3) Im Übrigen bleiben § 49 Abs. 1
Satz 1 und 2 des Rundfunkstaatsver-
trages sowie § 24 Abs. 1 und 2 des Ju-
gendmedienschutz-Staatsvertrages
unberührt.“

28. § 66a erhält folgende Fassung:

„§ 66a

Strafbestimmung

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft,
wer entgegen § 19 in Verbindung mit
§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 des
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
Angebote verbreitet oder zugänglich
macht, die offensichtlich geeignet
sind, die Entwicklung von Kindern
oder Jugendlichen oder ihre Erzie-
hung zu einer eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit unter Berücksichtigung der be-
sonderen Wirkungsform des Verbrei-
tungsmediums schwer zu gefährden.
Handelt der Täter fahrlässig, so ist die
Strafe Freiheitsstrafe bis zu sechs Mo-
naten oder Geldstrafe bis zu einhun-
dertachtzig Tagessätzen.“

29. § 67 wird aufgehoben.

30. § 67a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Landesanstalt kann die
Verbreitung privater Rundfunk-
programme durch neuartige
Übertragungstechniken und die
Verbreitung dem Rundfunk ver-
gleichbarer Telemedien in Mo-
dellversuchen ermöglichen.“

bb) In Satz 3 wird die Angabe „von
mindestens zwei Monaten“
durch die Angabe „von mindes-
tens einem Monat“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 9 Abs. 4,“ gestrichen.

31. § 68 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung:

„§ 68

Inkrafttreten, Außerkrafttreten“

b) Es wird folgender Satz angefügt:

„Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2011 außer Kraft.“

Artikel 22)

Änderung des Gesetzes über den
Hessischen Rundfunk

Das Gesetz über den Hessischen
Rundfunk vom 2. Oktober 1948 (GVBl. 
S. 123, 149), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 3. Dezember 2003 (GVBl. I 
S. 306), wird wie folgt geändert:

§ 19 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Der Hessische Rechnungshof
prüft die Wirtschaftsführung bei sol-
chen Unternehmen des privaten
Rechts, an denen der Hessische Rund-
funk unmittelbar, mittelbar oder zu-
sammen mit anderen Rundfunkanstal-
ten oder -körperschaften des öffentli-
chen Rechts mit Mehrheit beteiligt ist
und deren Gesellschaftsvertrag oder
Satzung diese Prüfung durch den
Hessischen Rechnungshof vorsieht.
Der Hessische Rundfunk ist verpflich-
tet, für die Aufnahme der erforder-
lichen Regelungen in den Gesell-
schaftsvertrag oder die Satzung des
Unternehmens zu sorgen. Abs. 1 Satz 2
findet entsprechende Anwendung.
Bei der Unterrichtung über die Ergeb-
nisse der Prüfungen nach Satz 1 ach-
tet der Hessische Rechnungshof dar-
auf, dass die Wettbewerbsfähigkeit
der geprüften Unternehmen nicht be-
einträchtigt wird und insbesondere
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
gewahrt werden.“

Artikel 33)

Änderung des Gesetzes zum
Staatsvertrag über die Veranstaltung 

von Fernsehen über Satellit

In § 3 des Gesetzes zum Staatsvertrag
über die Veranstaltung von Fernsehen
über Satellit vom 28. November 1989
(GVBl. I S. 397) wird die Angabe „Hessi-
sche Landesanstalt für privaten Rund-
funk“ durch die Angabe „Hessische Lan-
desanstalt für privaten Rundfunk und
neue Medien“ ersetzt.

2) Ändert GVBl. II 74-1
3) Ändert GVBl. II Anhang Staatsverträge
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Artikel 44)

Änderung des Gesetzes zu dem
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag

§ 3 des Gesetzes zu dem Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag vom 13. Dezem-
ber 2002 (GVBl. I S. 778) erhält folgende
Fassung:

„Zuständige Landesmedienanstalt im Sin-
ne des Staatsvertrages ist die Hessische
Landesanstalt für privaten Rundfunk und
neue Medien.“

Artikel 55)

Änderung des Hessischen Behinderten-
Gleichstellungsgesetzes

In § 9 Abs. 1 Satz 2 und § 15 Abs. 2 des
Hessischen Behinderten-Gleichstellungs-
gesetzes vom 20. Dezember 2004 (GVBl. I
S. 482) wird die Angabe „Hessische Lan-

desanstalt für privaten Rundfunk“ durch
die Angabe „Hessische Landesanstalt für
privaten Rundfunk und neue Medien“ er-
setzt.

Artikel 6

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Der Ministerpräsident wird ermächtigt,
das Hessische Privatrundfunkgesetz in
der sich aus diesem Gesetz ergebenden
Fassung mit neuem Datum bekannt zu
machen und dabei Unstimmigkeiten des
Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 5. Juni 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

K o c h

4) Ändert GVBl. II Anhang Staatsverträge
5) Ändert GVBl. II 34-46
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Artikel 11)

Hessisches Gesetz zur Ersetzung der
Fristen nach § 5 Abs. 3 und 5 des

Beamtenversorgungsgesetzes und zur
Aufhebung der Hinzuverdienstgrenze 

für Versorgungsberechtigte

§ 1

Sind Beamtinnen und Beamte des Lan-
des, der Gemeinden, der Gemeindever-
bände sowie der sonstigen der Aufsicht
des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts aus einem Amt in den Ruhe-
stand getreten, das nicht der Eingangsbe-
soldung ihrer Laufbahn oder das keiner
Laufbahn angehört, und haben sie die
Dienstbezüge dieses oder eines mindes-
tens gleichwertigen Amtes vor dem Ein-
tritt in den Ruhestand nicht mindestens
zwei Jahre erhalten, so sind ruhegehalt-
fähig nur die Bezüge des vorher bekleide-
ten Amtes. Im Übrigen gilt § 5 Abs. 3 und
Abs. 5 Satz 1 und 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der Fassung vom 
16. März 1999 (BGBl. I S. 323, 847, 2033),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652), mit der
Maßgabe, dass anstelle der Frist von drei
Jahren eine Frist von zwei Jahren tritt.

§ 2

Für die Versorgungsberechtigten, die
nach § 50 oder § 194, auch in Verbindung
mit § 197, des Hessischen Beamtengeset-
zes in der Fassung vom 11. Januar 1989
(GVBl. I S. 26), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 14. Dezember 2006 (GVBl. I
S. 656), in den Ruhestand getreten sind,
gilt § 53 des Beamtenversorgungsgeset-
zes nicht.

§ 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Abweichend
hiervon tritt § 2 am ersten Tag des auf die
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2012 außer Kraft.

Artikel 22)

Gesetz zur Ersetzung von Bundesrecht
auf dem Gebiet der Besoldung

§ 1

Weitergeltung von Obergrenzen für
Beförderungsämter

Die in Art. 10 Abs. 2 des Besoldungs-
strukturgesetzes vom 21. Juni 2002 

(BGBl. I S. 2138) genannten Rechtsvor-
schriften sind bis zum Inkrafttreten von
Verordnungen, die aufgrund des § 26
Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in
der Fassung vom 6. August 2002 (BGBl. I
S. 3022) in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung erlassen werden, weiter
anzuwenden.

§ 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 2. Juli 2007 in
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2012 außer Kraft.

Artikel 33)

Änderung des Hessischen Personal-
vertretungsgesetzes

Das Hessische Personalvertretungsge-
setz vom 24. März 1988 (GVBl. I S. 103),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 713), wird
wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Beschäftigte im Sinne dieses Ge-
setzes sind die Beamten und Arbeit-
nehmer einschließlich der zu ihrer
Berufsausbildung Beschäftigten.“

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Beamten und die Arbeitneh-
mer bilden je eine Gruppe.“

2. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Arbeitnehmer im Sinne dieses Ge-
setzes sind die Angehörigen des öf-
fentlichen Dienstes, die nach ihrem
Arbeitsvertrag als Angestellte, Arbei-
ter oder Arbeitnehmer eingestellt
sind. Als Arbeitnehmer gelten auch
arbeitnehmerähnliche Personen nach
§ 12a des Tarifvertragsgesetzes, so-
bald sie mehr als fünfzig vom Hundert
ihrer Gesamteinkünfte vom Träger ih-
rer Dienststelle beziehen, sowie Be-
schäftigte, die sich in einer berufli-
chen Ausbildung für eine Arbeitneh-
mertätigkeit befinden.“

3. § 6 wird aufgehoben.

4. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 wird aufgehoben.

b) Abs. 5 und 6 werden Abs. 4 und 5.

5. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Ersetzung von Bundesrecht auf dem Gebiet der Beamtenversorgung und der

Besoldung sowie zur Änderung personalvertretungsrechtlicher Vorschriften

Vom 6. Juni 2007

1) GVBl. II 320-179
2) GVBl. II 323-142
3) Ändert GVBl. II 326-9
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„(2) Für jede Gruppe können auch
Angehörige anderer Gruppen vorge-
schlagen werden. Die Gewählten gel-
ten als Vertreter derjenigen Gruppe,
für die sie vorgeschlagen worden
sind. Satz 2 gilt auch für Ersatzmit-
glieder.“

6. In § 16 Abs. 2 wird die Angabe „Be-
amten, Angestellten und Arbeiter“
durch die Worte „Beamten und Ar-
beitnehmer“ ersetzt.

7. § 35 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „Beam-
ten, Angestellten und Arbeiter“
durch die Worte „Beamten und Ar-
beitnehmer“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

8. In § 50 Abs. 6 Satz 2 wird die Angabe
„§ 13 Abs. 5“ durch die Angabe „§ 13
Abs. 4“ ersetzt.

9. In § 51 Abs. 1 werden die Angabe 
„§ 37 Abs. 2“ und das anschließende
Komma gestrichen.

10. In § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 wird
jeweils das Wort „Schwerbehinderter“
durch die Worte „schwerbehinderter
Beschäftigter“ ersetzt.

11. In § 77 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte
„Angestellte und Arbeiter“ durch das
Wort „Arbeitnehmer“ ersetzt.

12. § 79 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Buchst. a wird das Wort „Ange-
stellte“ durch das Wort „Arbeitneh-
mer“ ersetzt.

b) In Buchst. c wird das Wort „Ange-
stellte“ durch das Wort „Arbeitneh-
mer“ und das Wort „Angestellten-
verhältnis“ durch das Wort „Arbeit-
nehmerverhältnis“ ersetzt.

13. § 97 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) In Dienststellen mit mehr als
zwei Gruppen besteht ein Personalrat,
für den nach § 12 Abs. 3 drei Mitglie-
der vorgesehen sind, aus vier Mitglie-
dern, wenn eine Gruppe mindestens
ebenso viele Beschäftigte zählt wie
die beiden anderen Gruppen zusam-
men. Das vierte Mitglied steht der
stärksten Gruppe zu. Für Angelegen-
heiten, die lediglich die Angehörigen
zweier Gruppen betreffen, gilt § 35
Abs. 2 entsprechend.“

14. In § 100 Abs. 1 wird das Wort „Be-
schäftigte“ durch das Wort „Mitglie-
der“ ersetzt.

15. In § 104 Abs. 2 wird die Angabe „§ 97
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 97 Abs. 4“
ersetzt.

16. In § 106 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort
„Angestellten“ durch das Wort „Ar-
beitnehmer“ ersetzt.

Artikel 44)

Änderung der Wahlordnung zum
Hessischen Personalvertretungsgesetz

Die Wahlordnung zum Hessischen Per-
sonalvertretungsgesetz vom 8. April 1988
(GVBl. I S. 139), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 6. Dezember 2005
(GVBl. I S. 802), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 und 2 Satz 2 wird jeweils
die Angabe „§§ 3 bis 6“ durch die An-
gabe „§§ 3 bis 5“ ersetzt.

2. § 5 Abs. 3 Satz 5 wird aufgehoben.

3. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 4 werden die Worte „Ange-
stellte, Arbeiter“ durch das Wort
„Arbeitnehmer“ ersetzt.

b) In Satz 5 werden die Worte „Ange-
stellte, Arbeiter“ durch das Wort
„Arbeitnehmer“ und die Worte
„wissenschaftliche Beschäftigte“
durch die Worte „wissenschaftliche
Mitglieder“ ersetzt.

4. In § 25a Abs. 6 Satz 4 werden die
Worte „Angestellte, Arbeiter“ durch
das Wort „Arbeitnehmer“ ersetzt.

Artikel 5

Zuständigkeitsvorbehalt

Die Änderung der Wahlordnung zum
Hessischen Personalvertretungsgesetz
durch Art. 4 lässt die Befugnis der Lan-
desregierung, die Verordnung künftig zu
ändern oder aufzuheben, unberührt.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend hier-
von treten Art. 3 und 4 am 1. Oktober
2007 in Kraft.

4) Ändert GVBl. II 326-10

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 6. Juni 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B o u f f i e r
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Artikel 1

Aufhebung von Rechtsverordnungen aus
dem Geschäftsbereich des Ministeriums

des Innern und für Sport 

Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in
der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3416),
verordnet die Landesregierung:

1. Die Verordnung über die Zuständig-
keit für die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach § 8
Abs. 3 des Gesetzes über die Erweite-
rung des Katastrophenschutzes vom
19. Februar 1979 (GVBl. I S. 57)1) wird
aufgehoben.

2. Die Verordnung über die zuständigen
Verwaltungsbehörden für die Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten nach
dem Wehrpflichtgesetz vom 23. De-
zember 1965 (GVBl. 1966 I S. 14)2), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom
24. Oktober 1974 (GVBl. I S. 551), wird
aufgehoben.

Artikel 2

Aufhebung von Rechtsverordnungen aus
dem Geschäftsbereich des Ministeriums

der Justiz

1. Aufgrund des § 17 Abs. 3 des Arbeits-
gerichtsgesetzes in der Fassung vom 
2. Juli 1979 (BGBl. I S. 854, 1036), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 26. März
2007 (BGBl. I S. 358), verordnet die
Landesregierung:

Die Verordnung zur Übertragung von
Ermächtigungen nach § 17 Abs. 2 des
Arbeitsgerichtsgesetzes vom 10. Ja-
nuar 1991 (GVBl. I S. 16)3), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 18. Juli
2002 (GVBl. I S. 402), wird aufgeho-
ben.

2. Aufgrund des Art. 2 Abs. 1 des Ge-
setzes zu dem Übereinkommen vom
20. Juni 1956 über die Geltendma-
chung von Unterhaltsansprüchen im
Ausland vom 26. Februar 1959 (BGBl. II
S. 149), geändert durch Gesetz vom 
4. März 1971 (BGBl. II S. 105), verord-
net die Landesregierung:

Die Anordnung über die Wahrneh-
mung der Aufgaben der Übermitt-
lungsstelle im Sinne des Art. 2 Abs. 1
des Übereinkommens vom 20. Juni
1956 über die Geltendmachung von
Unterhaltsansprüchen im Ausland vom
1. August 1972 (GVBl. I S. 299)4) wird
aufgehoben.

3. Aufgrund des § 111c Abs. 1 Satz 2 und
3 des Lastenausgleichsgesetzes in der
Fassung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I 
S. 847, 1995 I S. 248), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. Juni 2006
(BGBl. I S. 1323), verordnet die Lan-
desregierung:

Die Verordnung über den Erlass 
der Abschlussbekanntmachung nach 
§ 111c des Lastenausgleichsgesetzes
vom 20. Januar 1966 (GVBl. I S. 20)5)
wird aufgehoben.

Artikel 3

Aufhebung von Rechtsverordnungen aus
dem Geschäftsbereich des Ministeriums

für Wirtschaft, Verkehr und Landes-
entwicklung

1. Aufgrund des § 26 Abs. 3 Satz 1 des
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung vom 6. August 2002 (BGBl. I 
S. 3022) in der am 31. August 2006
geltenden Fassung verordnet die Lan-
desregierung:

Die Verordnung zur Anwendung der
Stellenobergrenzen nach § 26 des
Bundesbesoldungsgesetzes für Beamte
bei Sparkassen vom 20. September
1977 (GVBl. I S. 395)6), geändert durch
Verordnung vom 29. Oktober 1979
(GVBl. I S. 236), wird aufgehoben.

2. Aufgrund des § 17 Abs. 1 Satz 1 und
des § 24 Abs. 1 Satz 2 des Hessischen
Beamtengesetzes in der Fassung vom
11. Januar 1989 (GVBl. I S. 26), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 14. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 656), verord-
net die Landesregierung:

Die Verordnung über die Laufbahnen
der Sparkassenbeamten vom 4. Mai
1970 (GVBl. I S. 291)7), geändert durch
Gesetz vom 20. Juni 2002 (GVBl. I 
S. 342), wird aufgehoben.

3. Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
verordnet die Landesregierung:

Die Verordnung über die Zuständig-
keit für die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach Art. 6
§ 2 des Gesetzes zur Verbesserung des
Mietrechts und zur Begrenzung des
Mietanstiegs sowie zur Regelung von
Ingenieur- und Architektenleistungen
vom 16. Juni 1975 (GVBl. I S. 141)8)
wird aufgehoben.

4. Aufgrund des § 7k Abs. 3 Nr. 2 Satz 2
des Einkommensteuergesetzes in der
Fassung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4212, 2003 I S. 179), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 26. März 2007 
(BGBl. I S. 378), verordnet die Landes-
regierung:

Die Verordnung über die Festsetzung
von Höchstmieten nach § 7k Abs. 3 
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes

Verordnung zur Aufhebung von Rechtsverordnungen

Vom 4. Juni 2007

1) Hebt auf GVBl. II 312-9
2) Hebt auf GVBl. II 314-8
3) Hebt auf GVBl. II 211-7
4) Hebt auf GVBl. II 236-1
5) Hebt auf GVBl. II 37-16 
6) Hebt auf GVBl. II 321-26
7) Hebt auf GVBl. II 322-52
8) Hebt auf GVBl. II 362-38
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vom 14. Mai 1990 (GVBl. I S. 161)9)
wird aufgehoben.

5. Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 3 in Ver-
bindung mit § 18 Abs. 1 Satz 2 des Ge-
setzes über die Neuordnung des öf-
fentlichen Bank- und Sparkassenwe-
sens und über die Neuordnung der
Rechtsverhältnisse der Hessen-Nas-
sauischen Versicherungsanstalten in
der Fassung vom 8. Februar 1990
(GVBl. I S. 38), geändert durch Gesetz
vom 13. September 1990 (GVBl. I 
S. 539), verordnet der Minister für
Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung:

Die Wahlordnung für die Wahl von
Vertretern der Beschäftigten in die
Verwaltungsräte der Hessen-Nassaui-
schen Versicherungsanstalten vom 
15. April 1991 (GVBl. I S. 150)10) wird
aufgehoben.

Artikel 4

Aufhebung von Rechtsverordnungen aus
dem Geschäftsbereich des Ministeriums

für Umwelt, ländlichen Raum und
Verbraucherschutz

Aufgrund des § 1 des Gesetzes zur
Bestimmung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510), verordnet die Landes-
regierung:

Die Anordnung über die Zuständigkeiten
beim Vollzug der Verordnung (EWG) Nr.
1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 über
die freiwillige Beteiligung gewerblicher
Unternehmen an einem Gemeinschaftssy-
stem für das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebsprüfung vom 8. Mai 1995
(GVBl. I S. 215)11) wird aufgehoben.

Artikel 5

Aufhebung von Rechtsverordnungen aus
dem Geschäftsbereich des Sozial-

ministeriums

1. Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
verordnet die Landesregierung:

Die Verordnung über die Zuständig-
keit zur Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach dem Ge-
setz zur Bekämpfung der Geschlechts-
krankheiten vom 23. Juli 1973 (GVBl. I
S. 264)12) wird aufgehoben.

2. Aufgrund des § 1 Satz 1 des Gesetzes
zur Bestimmung von Zuständigkeiten
verordnet die Landesregierung:

Die Anordnung über die zuständige
Stelle für die Anerkennung einer
schwerwiegenden geschlechtsgebun-
denen Erbkrankheit nach § 3 Satz 2
des Embryonenschutzgesetzes vom 
14. März 1991 (GVBl. I S. 97)13) wird
aufgehoben.

3. Aufgrund des § 155 Abs. 2 der Gewer-
beordnung in der Fassung vom 22. Fe-
bruar 1999 (BGBl. I S. 203), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3232), und des
§ 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten verordnet die
Landesregierung:

Die Verordnung über Zuständigkeiten
nach der Gewerbeordnung auf dem
Gebiete der überwachungsbedürftigen
Anlagen und des Arbeitsschutzes vom
16. Dezember 1974 (GVBl. I S. 672,
678)14), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 15. Juli 1997 (GVBl. I S. 232), wird
aufgehoben.

4. Aufgrund des § 119 Abs. 1 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch vom 7. Au-
gust 1996 (BGBl. I S. 1254), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407),
verordnet die Landesregierung:

Die Verordnung zur Bildung der Land-
und forstwirtschaftlichen Berufsgenos-
senschaft Hessen vom 16. März 1995
(GVBl. I S. 148)15) wird aufgehoben.

Artikel 6

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

9) Hebt auf GVBl. II 364-13
10) Hebt auf GVBl. II 55-23
11) Hebt auf GVBl. II 800-39
12) Hebt auf GVBl. II 350-41 
13) Hebt auf GVBl. II 350-74
14) Hebt auf GVBl. II 511-21
15) Hebt auf GVBl. II 93-43
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H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z

K o c h B a n z e r

D e r  M i n i s t e r  d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r

D e r  M i n i s t e r  f ü r  W i r t s c h a f t ,
Ve r k e h r  u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l

D e r  M i n i s t e r  f ü r  U m w e l t ,
l ä n d l i c h e n  R a u m

u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l

D i e  S o z i a l m i n i s t e r i n

L a u t e n s c h l ä g e r

Wiesbaden, den 4. Juni 2007
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Aufgrund 

1. des § 1 des Gesetzes zur Bestimmung
von Zuständigkeiten vom 3. April 1998
(GVBl. I S. 98), geändert durch Gesetz
vom 16. Oktober 2006 (GVBl. I S. 510),

2. des § 8 Abs. 4 des Hufbeschlaggeset-
zes vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 900),

3. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466),

wird verordnet:

§ 1

Abweichend von § 1 Abs. 1 des Geset-
zes zum Vollzug von Aufgaben auf den
Gebieten des Veterinärwesens, der Le-
bensmittelüberwachung und des Ver-
braucherschutzes vom 21. März 2005
(GVBl. I S. 229, 232) sind auf dem Gebiet
des Tierschutzrechts zuständig:

1. das für das Veterinärwesen zuständige
Ministerium, die Regierungspräsidien
und der Landesbetrieb Hessisches
Landeslabor im Rahmen ihrer jeweili-
gen Zuständigkeit nach dieser Verord-
nung neben den nach dem Gesetz zum
Vollzug von Aufgaben auf den Gebie-
ten des Veterinärwesens, der Lebens-
mittelüberwachung und des Verbrau-
cherschutzes zuständigen Behörden
für die Beauftragung von Personen
nach § 16 Abs. 3 Satz 1 des Tierschutz-
gesetzes in der Fassung vom 18. Mai
2006 (BGBl. I S. 1207, 1313), geändert
durch Gesetz vom 21. Dezember 2006
(BGBl. I S. 3294), 

2. das für das Veterinärwesen zuständige
Ministerium für die Berufung einer
Kommission nach § 15 Abs. 1 Satz 2
und für die Unterrichtung des Bundes-
ministeriums nach § 15a des Tier-
schutzgesetzes sowie für die Übermitt-
lung der Meldungen an das Bundesmi-
nisterium nach § 2 der Versuchstier-
meldeverordnung vom 4. November
1999 (BGBl. I S. 2156), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 31. Oktober
2006 (BGBl. I S. 2407),

3. das Regierungspräsidium Gießen in
den Regierungsbezirken für die Auf-
gaben der zuständigen Behörde nach
dem Hufbeschlaggesetz und nach der
Hufbeschlagverordnung vom 15. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3205),

4. die Regierungspräsidien für die Aufga-
ben der zuständigen Behörde

a) nach dem Tierschutzgesetz für

aa) die Genehmigung von Ver-
suchsvorhaben nach § 8 und für
die weiteren hiermit zusam-
menhängenden Aufgaben nach
§ 8b Abs. 1, § 9a Satz 5 und 
§ 15 Abs. 1 Satz 5,

bb) die Fristsetzung und die Unter-
sagung von Tierversuchen nach
§ 8a Abs. 5,

cc) die Zulassung von Ausnahmen
nach § 8b Abs. 2 Satz 3, § 9
Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 3
Nr. 7 Satz 2,  

dd) das Verlangen einer Begrün-
dung nach § 10 Abs. 1 und den
Vollzug der Maßnahmen nach 
§ 10 Abs. 2,  

ee) die Entgegennahme der Anzei-
ge nach § 6 Abs. 1 Satz 6 und
Satz 7, die Fristverlängerung
nach § 6 Abs. 1 Satz 8 und die
Maßnahmen nach § 6 Abs. 1
Satz 5, soweit ein Eingriff nach
§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 vorliegt,  

ff) die Entgegennahme der Anzei-
gen nach § 8a Abs. 1 Satz 1 und
§ 10a Satz 2, die Fristverkür-
zung nach § 10a Satz 3 und die
Maßnahmen nach § 10a Satz 4,

b) nach der Versuchstiermeldeverord-
nung für die Entgegennahme der
Meldungen nach § 1,

5. der Landesbetrieb Hessisches Landes-
labor auf dem Betriebsgelände des
Flughafens Frankfurt am Main für Auf-
gaben, die sonst der Landrätin oder
dem Landrat oder der Oberbürger-
meisterin oder dem Oberbürgermeister
zugewiesen sind, und für Aufgaben,
die bei der Einfuhr, Durchfuhr, Aus-
fuhr und dem innergemeinschaftlichen
Verbringen an der Grenzkontrollstelle
vollzogen werden.

§ 2

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach dem Tierschutz-
gesetz und dem Hufbeschlaggesetz ein-
schließlich der aufgrund dieser Gesetze
erlassenen Rechtsverordnungen ist

1. für auf dem Betriebsgelände des Flug-
hafens Frankfurt am Main begangene
oder bei dem Vollzug nach § 1 Nr. 5
festgestellte Zuwiderhandlungen der
Landesbetrieb Hessisches Landeslabor
und

2. im Übrigen die Landrätin oder der
Landrat und in den kreisfreien Städten
die Oberbürgermeisterin oder der
Oberbürgermeister.

Verordnung
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Tierschutzrechts*)

Vom 24. Mai 2007

*) GVBl. II 358-14
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§ 3

Aufgehoben werden:

1. die Verordnung über Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Tierschutzrechts
vom 19. November 1997 (GVBl. I 
S. 397)1), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 24. April 2006 (GVBl. I 
S. 138),

2. die Anordnung über die zuständige
Behörde nach der Hufbeschlagverord-
nung vom 17. September 1968 (GVBl. I
S. 264)2), geändert durch Verordnung
vom 18. März 1970 (GVBl. I S. 261),  

3. die Verordnung über die Zuständigkeit
für die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach § 5 des
Gesetzes über den Hufbeschlag vom
16. Dezember 1974 (GVBl. I S. 672,
680)3), geändert durch Verordnung
vom 27. Juli 2005 (GVBl. I S. 562).

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft.

1) Hebt auf GVBl. II 358-13
2) Hebt auf GVBl. II 512-38
3) Hebt auf GVBl. II 512-67

Wiesbaden, den 24. Mai 2007
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D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

K o c h f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l
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